
 
Verbandsgemeindeverwaltung  
Rhein-Selz Oppenheim, den 21.08.2023 
Fachbereich: Zentrale Dienste 
Aktenzeichen:  

Vorlage: 012/2023/0036 
 
B e s c h l u s s v o r l a g e  
 

 Sitzungstag TOP Status Abst. 
ja 

Abst. 
nein 

Abst. 
Enth. 

Gemeinderat Dienheim 13.09.2023 7 Öff.    

 
    

 
Gründung einer Anstalt des öffentlichen Rechts in der Verbandsgemeinde Rhein-Selz 
Hier: Abschließende Beschlussfassung über die Gründung und Satzung 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Gemeinderat beschließt den Beitritt zur Errichtung einer rechtsfähigen gemeinsamen 
kommunalen Anstalt „Kommunale Energie Rhein-Selz AöR“, die Satzung der „Kommunalen 
Energie Rhein-Selz AöR“ sowie die erforderliche Analyse nach § 92 Abs. 1 GemO in der beige-
fügten Fassung. 
 
Weiter beschließt der Gemeinderat die Zustimmung zur Leistung von außerplanmäßigen 
Ausgaben gem. § 100 GemO in Höhe von 1.000 €. 
 
Bei finanziellen Auswirkungen: Buchungsstelle: 001/62600-111900 

 
 

 Die Zustimmung zur Leistung von über-/außerplanmäßigen Ausgaben gemäß § 100 
GemO in Höhe von : 1.000,00 € wird erteilt. 

 

 
 
Finanzielle Auswirkungen geprüft: 
      vorstehende Angaben zutreffend 
      vorstehende Angaben nicht zutreffend 

(Braun) 
Haushaltsachbearbeiter 
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Im Auftrag  Im Auftrag     
       
       

(Mader)  (Pfuhl)    (Groth) 
Sachbearbeiter  Fachbereichsleiter    Bürgermeister 

 
Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Der Verbandsgemeinderat der Verbandsgemeinde Rhein-Selz hat in seiner Sitzung am 
09.02.2023 den Grundsatzbeschluss zur Vorbereitung der Gründung einer Anstalt des öffent-
lichen Rechts (AöR) zum Ausbau von erneuerbaren Energie sowie am 18.07.2023 die Grün-
dung und Satzung beschlossen. Zur Begleitung des Verfahrens wurde die Kommunalberatung 
beauftragt. 
 
Weiter hat der Verbandsgemeinderat beschlossen, die notwendigen Schritte in die Wege zu 
leiten, um möglichst alle Ortsgemeinden und Städte für die Bildung der AöR zu gewinnen. 
Teilweise wurde diese Thematik zwischenzeitlich bereits auf Gemeindeebene beraten.  
Teil der Begleitung durch die Kommunalberatung waren zentrale Informationsveranstaltun-
gen für die Mitglieder der Räte in den Ortsgemeinden und Städte. 
 
Durch die Kommunalberatung wurde ein entsprechender Satzungsentwurf sowie der Entwurf 
einer erforderlichen Analyse nach § 92 Abs. 1 GemO erarbeitet. Gemäß Grundsatzbeschluss 
des Verbandsgemeinderates vom 23.03.2023 wurden die Entwürfe der Kreisverwaltung vor-
gelegt. 
Die Möglichkeit der AöR bis 31.12.2024 durch einseitigen Beschluss beizutreten musste im 
Nachgang gestrichen werden. Somit bleibt nur die gesetzliche Regelung, durch einstimmige 
Zustimmung der Trägerkommunen nachträglich in die AöR einzutreten. Weiter wurde auf Hin-
weis der Kommunalaufsicht redaktionelle Anpassungen vorgenommen und bzgl. der Auf-
wandsentschädigung die Regelung konkretisiert. 
Die Kommunalaufsicht hat außerdem darauf hingewiesen, dass der Verwaltungsrat mit 42 
Personen als zu groß erscheint und hat angeregt über die Zusammensetzung nachzudenken. 
 
Von den Ortsgemeinden und Städten haben im Vorfeld 15 durch Beschluss einen Beitritt in 
die AöR signalisiert. Die restlichen fünf Ortsgemeinden haben noch nicht abschließend über 
den Beitritt beschlossen. 
 
Hinsichtlich des konkreten Satzungstextes ist ein gleichlautender Beschluss aller Trägerkom-
munen erforderlich. Sollte eine Gemeinde der AöR nicht beitreten oder Änderungswünsche 
hinsichtlich des Satzungstextes vorbringen, so muss der Prozess von Neuem gestartet werden. 
 
Als Anlage beigefügt ist unter anderem ein offener Brief eines Bürgers. Die rot markierten 
Stellen sind die Erläuterungen der Verwaltung zu den Anmerkungen.  
 
  
 
 


